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Die Umweltschutzorganisation 
Greenpeace äußerte sich am Diens-
tag zu den geplanten Fahrverboten 
für ältere Diesel-Pkw in Stuttgart:
Stuttgart wird ab 2018 Fahrverbote 
für ältere Dieselautos verhängen, um 
die stark belastete Luft der Landes-
hauptstadt zu verbessern. Wie die dpa 
meldet, hat sich die grün-schwarze 
Landesregierung heute darauf geei-
nigt, ab dem kommenden Jahr beson-
ders belastete Straßen bei Feinstau-
balarm nur noch für Dieselmodelle 
mit Abgasnorm Euro 6 zu öffnen. Das 
Kabinett von Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) beschloss 
diese Maßnahme am Dienstag. Un-
klar ist bislang, wie sie umgesetzt 
werden soll. Baden-Württemberg hat-
te bereits im vergangenen Jahr die 
bundesweite Einführung einer blauen 
Plakette gefordert, die jene Diesel-
autos klar kennzeichnen würde, die 
auch bei hohen Schadstoffwerten 
weiterhin fahren dürfen. Verkehrs-
minister Alexander Dobrindt (CSU) 
lehnt diese Maßnahme bislang ab. 
Greenpeace-Verkehrsexperte Tobias 
Austrup dazu: »Dobrindt blockiert ei-
ne saubere Lösung der Luftprobleme 
vieler Städte und zwingt sie so zu 
unpraktischen und juristisch wackeli-

gen Notmaßnahmen. Der Stuttgarter 
Beschluss unterstreicht: Schmutzige 
Diesel haben künftig keinen Platz in 
deutschen Städten. Aber in ihrer jet-
zigen Form lässt sich die Maßnahme 
nur schwer umsetzen. Die betroffenen 
Städte brauchen eine rechtlich saube-
re und vor allem praktikable Handha-
be, um die Gesundheit ihrer Bürger 
zu schützen. Dobrindt darf der blauen 
Plakette nicht länger Steine in den 
Weg legen.«

Nach dem Fund auffälliger Brenn-
stäbe im Atomkraftwerk Brokdorf 
forderte der Bundesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz (BBU) von 
der schleswig-holsteinischen Lan-
desregierung am Dienstag die end-
gültige Stillegung des letzten Atom-
kraftwerkes in Norddeutschland:
(…) Nach Angaben des BBU muss 
unverzüglich geprüft werden, wo die 
auffälligen Brennstäbe produziert 
wurden, die jetzt im Atomkraftwerk 
Brokdorf gefunden wurden. »Mögli-
cherweise sind ja weitere Brennstä-
be ähnlicher Bauart auch in anderen 
Atomkraftwerken im Einsatz. Das 
muss unverzüglich untersucht werden. 
Die Öffentlichkeit ist vollständig zu in-
formieren. Zuständig ist letztlich Bun-

desumweltministerin Barbara Hend-
ricks«, so Udo Buchholz vom Vorstand 
des BBU.

Der BBU weist darauf hin, dass in 
der jüngsten Zeit Brennstäbe von der 
Brennelementefabrik in Lingen zum 
Atomkraftwerk Brokdorf transpor-
tiert worden sind. Laut Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit 
(BfE) haben im Mai 2016 vier Lkw-
Transporte mit frischen Brennelemen-
ten von Lingen nach Brokdorf stattge-
funden: Eine Transportgenehmigung 
für einen fünften Transport ist bis zum 
31. März 2017 gültig (sofern der Trans-
port noch nicht statttgefunden hat).

Der Bundesverband Bürgerinitiati-
ven Umweltschutz kritisiert, dass die 
Brennelementefabrik in Lingen unbe-
fristet laufen darf, sie unterliegt keiner 
Laufzeitbegrenzung. Immer wieder 
geraten Atomkraftwerke negativ in 
die Schlagzeilen, die von der Linge-
ner Anlage beliefert werden, z. B. in 
Belgien. Antiatomkraftinitiativen, der 
BBU und andere Organisationen wie 
die Ärzteorganisation IPPNW fordern 
daher schon lange die Stillegung die-
ser niedersächsischen Uranfabrik, die 
den gefährlichen Betrieb zahlreicher 
Atomkraftwerke im In- und Ausland 
gewährleistet.

E inige werden sich noch an 
große Proteste gegen den 
Wiener Opernball erin-

nern. In den vergangenen Jahren 
ist der Widerstand allerdings eher 
ruhig geworden. Was gab den Aus-
schlag, in diesem Jahr wieder zu 
demonstrieren?

Ende der 1980er Jahre waren die Opern-
balldemos richtig groß. Aber auch heu-
te kann man sich jeden Tag aufs neue 
aufregen: Wir leben in einem Land, in 
dem der Reichtum und das Einkommen 
sehr ungleich verteilt sind und besteuert 
werden. Das ist in keinem anderen euro-
päischen Staat so extrem der Fall. Den 
Milliardären und Millionären auf der 
einen Seite stehen in Österreich nach of-
fizieller Lesart mehr als 1,18 Millionen 
Menschen gegenüber, die von Armut 
bedroht sind. Auf der einen Seite stehen 
explodierende Gewinne, zum anderen 
immer schlechter leistbare Mieten, Re-
allohnverluste und Rekordarbeitslosig-
keit. Das sind alles Gründe, die uns 
bewegen, am Donnerstag auf die Straße 
zu gehen.

Was macht den Opernball zu Ih-
rem Ziel?

Die Proteste dagegen haben, wie von 
Ihnen angesprochen, eine starke Tradi-
tion. Das merken wir auch, seit wir die 
Kampagne zur Opernballdemo 2017 ge-
startet haben. Wir begreifen die Veran-
staltung in erster Linie als Symbol, als 
Möglichkeit, auf die Ungleichverteilung 
aufmerksam zu machen, unterschiedli-
che Arbeits- und Lebensbedingungen, 
Armut und Perspektivlosigkeit zu the-
matisieren.

Was muss ich mir überhaupt unter 
dem Wiener Opernball vorstellen?

Der Opernball ist etwas typisch Öster-
reichisches, das muss man zuerst dazu 
wissen. Er wird immer sehr staatstra-

gend inszeniert. Kapital und Politik 
klopfen sich gegenseitig auf die Schul-
ter. Da interviewt der ORF sogenannte 
Promis und jene, die es gerne wären. 
Die Vorsitzenden der Parlamentspar-
teien und der Bundespräsident dürfen 
eifrig Hände schütteln. Richard Lugner 
stellt seinen Staatsgast vor. Das alles 
passiert, ohne dass es öffentlich hinter-
fragt wird. Die gesellschaftlichen Eliten 
feiern sich gegenseitig in Logen, die 
mehr als 20.000 Euro kosten, während 
es so eine eklatante Verarmung auf der 
anderen Seite gibt. Insofern eignet sich 
der Ball als Symbol sehr gut, um die 
gesellschaftlichen Widersprüche aufzu-
zeigen.

Trotzdem bleibt ja die Frage, 
warum Sie an alte Traditionen an-
knüpfen wollen und nicht vielleicht 
mal was neues, auch neue Formen 
des Protests, entwickeln. Anknüp-
fungspunkte und mögliche Orte 
gibt es ja genug.

Wir halten es nach wie vor für das ge-
eignetste Symbol. Uns geht es darum, 
wieder einen Bezug zur sozialen Frage 
herzustellen. Während sich gerade in 

Österreich linke Proteste in den vergan-
genen zehn bis 15 Jahren immer weiter 
von sozialen Themen wie betrieblichen 
Auseinandersetzungen oder ähnlichem 
entfernt haben, wollen wir das wieder in 
den Mittelpunkt rücken. Es reicht nicht, 
auf jeder zweiten Podiumsdiskussion zu 
betonen, wie wichtig die soziale Frage 
ist, sondern dieses Gelaber muss tat-
sächlich wieder mit Leben gefüllt wer-
den. Bis jetzt sind die Rückmeldungen 
dazu auch sehr positiv.

In welche Richtung gehen die 
Auseinandersetzungen bei Ihnen 
momentan statt dessen? Ist es wie 
in vielen anderen europäischen 
Ländern ein Protest gegen die Aus-
wirkungen des Rechtspopulismus?

Das kann man so sagen. Die größten 
Mobilisierungen in den vergangenen 
Jahren gab es im Antifa-Bereich und 
beim Thema Flüchtlinge. Beides ist na-
türlich notwendig, aber bei weitem nicht 
genug für frische Politik.

Zum Schluss noch mal zurück zur 
Opernballdemo: In der Vergan-
genheit waren die Proteste starken 
Repressionen ausgesetzt. Spüren 
Sie davon etwas im Vorfeld?
Gar nicht, die Stimmung ist über-

raschenderweise sehr entspannt. Wir 
werden nun sehen, was am Donnerstag 
passiert. Es ist aber auch schon lange 
her, dass es größere Demonstrationen 
gegeben hat. Von uns hat es in den 
vergangenen Jahren ja immer wieder 
kleinere Aktionen direkt vor der Oper 
gegeben, bei denen aber auch Anzeigen 
gegen Genossen ausgesprochen wur-
den.� Interview: Claudia Wrobel

»Die soziale Frage wieder in 
den Mittelpunkt rücken«

Enormer Appetit

Demonstrant

Deutsche Aufrüstung wird beschleunigt

Ein-Euro-Job des Tages 

Ein Euro pro Stunde ist unbe-
stritten ein Hungerlohn. Auch 
in der Ukraine, wo der offi-

zielle Mindestlohn bei umgerechnet 
110 Euro im Monat liegt. Doch weil 
selbst der nicht immer gezahlt wird, 
ist sogar (umgerechnet) ein Euro 
offenbar doch ein gutes Geld. Zumal 
man nicht viel dafür tun muss und an 
der frischen Luft ist.

Wie das ukrainische Portal 
strana. ua bei einem Streifzug durch 
die sozialen Netzwerke des Landes 
festgestellt hat, wimmelt es dort von 
Angeboten wie: »Männer bis maxi-
mal 40 für Demonstration gesucht. 
Stundenlohn 25 Griwna (85 Cent). 
Herumstehen reicht. Melde dich un-
ter …« Andere Veranstalter von De-
mos sind großzügiger, zahlen bis zu 
1,30 EUR und nehmen auch Frauen 
und Rentner. Denn die Ukraine hat 
ja bekanntlich eine lebendige Demo-
kratie, in der jeder, der das Geld hat, 
seine Meinung auch auf der Straße 

vertreten lassen kann.
Der Bericht über die Demoho-

norare kam pünktlich zum dritten 
Jahrestag des Siegs des »Euromai-
dans«. Der verdankte einen Gutteil 
seiner Massenbasis ebenfalls be-
zahlten Demonstranten. Damals war 
allerdings das Honorar noch höher: 
20 Euro pro Tag ließen sich ukraini-
sche Oligarchen und »wohltätige« 
Stiftungen aus dem Ausland damals 
ihr Fußvolk kosten; die Kader beka-
men sogar Wohnungen im Kiewer 
Zentrum spendiert und mussten nicht 
in Matsch und Schnee in den maleri-
schen Zelten auf dem Chreschtscha-
tik hausen, mit denen das Fernsehen 
den Volksaufstand bebilderte. Die 
Partei des damaligen Präsidenten 
Wiktor Janukowitsch zahlte auch und 
sogar noch etwas mehr.

Aber so ist das halt: Im Gefolge 
des Euromaidan ist der Wechselkurs 
der Landeswährung auf ein Drittel 
gefallen, und durch die gestiegene 
Arbeitslosigkeit infolge des Zusam-
menbruchs der ukrainischen Volks-
wirtschaft ist das Angebot an aus-
nutzbaren Notlagen für Politikunter-
nehmer gestiegen. Folglich sank der 
Preis. Alles ganz marktwirtschaftlich 
und »europäisch«. Da gilt: Ihr habt 
es gewollt, ihr habt es bekommen.

� Reinhard Lauterbach

Schulz wirkt. Wegen SPD-
Umfragenhoch spielen in der 
CDU einige Stahlhelmfrak

tion, berechenbar wie Billardkugeln. 
Finanzstaatssekretär Jens Spahn gibt 
z. B. die Parole aus: Mehr Geld für 
Militär, weniger für Soziales. Prompt 
liegt die Union wieder vorn. Die 
AfD-Vaterlandsverteidiger der Gren-
zen von Greiz-Schleiz-Lobenstein 
und aller übrigen einst islamfreier 
großdeutscher Reiche gegen »Ein-
dringlinge« müssen sich eine neue 
patriotische Masche einfallen lassen: 
Sie liegen in der wöchentlichen Bild-
Umfrage nur noch bei elf Prozent, 
Tendenz fallend. Den Horizont er-
hellend auch dies: Die Grünen sind 
kurz vor fünf Prozent. Leider halten 
die Stürme im Wahlkampfwasserglas 
nie, was sie versprechen.

Nur eins ist sicher: Der Appetit 
auf Hochrüstung, Krieg und Kon-
frontation des neusten deutschen 
Imperialismus ist geweckt, und zwar 
ein gewaltiger. Was Spahn sagt, ist 
dauerhafter als Wahlkampf und wird 
diese Gesellschaft prägen. Um es 
in der von dem Romanisten Victor 
Klemperer »LTI« genannten »Spra-
che des Dritten Reiches« zu sagen: 
Jetzt wird »schlagartig« gehandelt. 
Was einst der Blitzkrieg war und wie-
der werden soll, ist zur Zeit auf die 
tägliche Aufrüstungsüberraschung 
beschränkt. Am Dienstag verlaut-
barte zunächst Spahn bei bild.de: 
»Etwas weniger die Sozialleistungen 
erhöhen in dem einen oder anderen 
Jahr – und mal etwas mehr auf die 
Verteidigungsausgaben schauen.« 
Die heißen tatsächlich immer noch 
so und nun ist – welch Glücksfall – 
mit Donald Trump auch noch der 
Grund gefunden, um richtig eins 

draufzulegen: Der lässt uns mit den 
Russen allein, wir brauchen mehr 
Kanonen. Zusatzrechtfertigung 
ist stets willkommen. Spahn hatte 
jedenfalls seine Blödelei über jähr-
lich steigende Sozialausgaben noch 
nicht ganz beendet, da meldete Dpa: 
»Deutschland rüstet auf: Bundeswehr 
soll auf 200.000 Soldaten wachsen«. 
Kriegsministerin Ursula von der Ley-
en verwies auf »IS-Terror, die Ein-
sätze in Mali und Afghanistan und 
die NATO-Präsenz im Baltikum« 
und erklärte: »Mit ihren Aufgaben 
muss auch die Bundeswehr wachsen 
dürfen.« Denn die Aufgaben kom-
men und steigen, keiner weiß woher 
und warum. Schon gar nicht bei 
unberechenbaren Arabern, Asiaten, 
Afrikanern oder gar Russen. Ange-
sichts dunkler Kontinente und heim-
tückischer Völkerschaften müssen 
wenigstens einige beim Kalkulieren 
bleiben. Bei uns ist Krieg eine mathe-
matische Aufgabe und hat mit Macht, 
Einfluss oder gar Interessen nichts zu 
tun. Alternativlos eben.

Hat übrigens jemand mitbekom-
men, was Ursula von der Leyen in 
der vergangenen Woche beim NATO-
Gipfel alles an Absichtserklärungen 
zur Aufrüstung unterzeichnet hat? 
Für U-Boote und Raketen (Norwe-
gen), für eine multinationale Flotte 
von Tank- und Transportflugzeugen 
(u. a. Niederlande), für tschechische 
und rumänische Truppen unter deut-
schem Kommando und eine Flie-
gerflotte (Frankreich) für Spezial
operationen.

Ob Schulz, ob Spahn, ob AfD oder 
Grüne: Das ist bestellt (und wurde 
lange vor Trump vorbereitet) und 
wird seinen Zweck erfüllen. Schlag-
artig.

Arnold Schölzel

Wien: Nach kleineren Aktionen rufen Aktivisten nun erneut zu  
großen Protesten gegen den Opernball auf. Gespräch mit David Lang
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Kommunistischen Jugend Österreichs 
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Abgeschrieben

Opernballdemo »Eat the rich –  

Kaviar für euch, Krise für uns«:  

Donnerstag, 23. Februar, 18 Uhr, U3 

Johnstraße, Wien
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Die Umweltschutzorganisation 
Greenpeace äußerte sich am Diens-
tag zu den geplanten Fahrverboten 
für ältere Diesel-Pkw in Stuttgart:
Stuttgart wird ab 2018 Fahrverbote 
für ältere Dieselautos verhängen, um 
die stark belastete Luft der Landes-
hauptstadt zu verbessern. Wie die dpa 
meldet, hat sich die grün-schwarze 
Landesregierung heute darauf geei-
nigt, ab dem kommenden Jahr beson-
ders belastete Straßen bei Feinstau-
balarm nur noch für Dieselmodelle 
mit Abgasnorm Euro 6 zu öffnen. Das 
Kabinett von Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) beschloss 
diese Maßnahme am Dienstag. Un-
klar ist bislang, wie sie umgesetzt 
werden soll. Baden-Württemberg hat-
te bereits im vergangenen Jahr die 
bundesweite Einführung einer blauen 
Plakette gefordert, die jene Diesel-
autos klar kennzeichnen würde, die 
auch bei hohen Schadstoffwerten 
weiterhin fahren dürfen. Verkehrs-
minister Alexander Dobrindt (CSU) 
lehnt diese Maßnahme bislang ab. 
Greenpeace-Verkehrsexperte Tobias 
Austrup dazu: »Dobrindt blockiert ei-
ne saubere Lösung der Luftprobleme 
vieler Städte und zwingt sie so zu 
unpraktischen und juristisch wackeli-

gen Notmaßnahmen. Der Stuttgarter 
Beschluss unterstreicht: Schmutzige 
Diesel haben künftig keinen Platz in 
deutschen Städten. Aber in ihrer jet-
zigen Form lässt sich die Maßnahme 
nur schwer umsetzen. Die betroffenen 
Städte brauchen eine rechtlich saube-
re und vor allem praktikable Handha-
be, um die Gesundheit ihrer Bürger 
zu schützen. Dobrindt darf der blauen 
Plakette nicht länger Steine in den 
Weg legen.«

Nach dem Fund auffälliger Brenn-
stäbe im Atomkraftwerk Brokdorf 
forderte der Bundesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz (BBU) von 
der schleswig-holsteinischen Lan-
desregierung am Dienstag die end-
gültige Stillegung des letzten Atom-
kraftwerkes in Norddeutschland:
(…) Nach Angaben des BBU muss 
unverzüglich geprüft werden, wo die 
auffälligen Brennstäbe produziert 
wurden, die jetzt im Atomkraftwerk 
Brokdorf gefunden wurden. »Mögli-
cherweise sind ja weitere Brennstä-
be ähnlicher Bauart auch in anderen 
Atomkraftwerken im Einsatz. Das 
muss unverzüglich untersucht werden. 
Die Öffentlichkeit ist vollständig zu in-
formieren. Zuständig ist letztlich Bun-

desumweltministerin Barbara Hend-
ricks«, so Udo Buchholz vom Vorstand 
des BBU.

Der BBU weist darauf hin, dass in 
der jüngsten Zeit Brennstäbe von der 
Brennelementefabrik in Lingen zum 
Atomkraftwerk Brokdorf transpor-
tiert worden sind. Laut Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit 
(BfE) haben im Mai 2016 vier Lkw-
Transporte mit frischen Brennelemen-
ten von Lingen nach Brokdorf stattge-
funden: Eine Transportgenehmigung 
für einen fünften Transport ist bis zum 
31. März 2017 gültig (sofern der Trans-
port noch nicht statttgefunden hat).

Der Bundesverband Bürgerinitiati-
ven Umweltschutz kritisiert, dass die 
Brennelementefabrik in Lingen unbe-
fristet laufen darf, sie unterliegt keiner 
Laufzeitbegrenzung. Immer wieder 
geraten Atomkraftwerke negativ in 
die Schlagzeilen, die von der Linge-
ner Anlage beliefert werden, z. B. in 
Belgien. Antiatomkraftinitiativen, der 
BBU und andere Organisationen wie 
die Ärzteorganisation IPPNW fordern 
daher schon lange die Stillegung die-
ser niedersächsischen Uranfabrik, die 
den gefährlichen Betrieb zahlreicher 
Atomkraftwerke im In- und Ausland 
gewährleistet.

E inige werden sich noch an 
große Proteste gegen den 
Wiener Opernball erin-

nern. In den vergangenen Jahren 
ist der Widerstand allerdings eher 
ruhig geworden. Was gab den Aus-
schlag, in diesem Jahr wieder zu 
demonstrieren?

Ende der 1980er Jahre waren die Opern-
balldemos richtig groß. Aber auch heu-
te kann man sich jeden Tag aufs neue 
aufregen: Wir leben in einem Land, in 
dem der Reichtum und das Einkommen 
sehr ungleich verteilt sind und besteuert 
werden. Das ist in keinem anderen euro-
päischen Staat so extrem der Fall. Den 
Milliardären und Millionären auf der 
einen Seite stehen in Österreich nach of-
fizieller Lesart mehr als 1,18 Millionen 
Menschen gegenüber, die von Armut 
bedroht sind. Auf der einen Seite stehen 
explodierende Gewinne, zum anderen 
immer schlechter leistbare Mieten, Re-
allohnverluste und Rekordarbeitslosig-
keit. Das sind alles Gründe, die uns 
bewegen, am Donnerstag auf die Straße 
zu gehen.

Was macht den Opernball zu Ih-
rem Ziel?

Die Proteste dagegen haben, wie von 
Ihnen angesprochen, eine starke Tradi-
tion. Das merken wir auch, seit wir die 
Kampagne zur Opernballdemo 2017 ge-
startet haben. Wir begreifen die Veran-
staltung in erster Linie als Symbol, als 
Möglichkeit, auf die Ungleichverteilung 
aufmerksam zu machen, unterschiedli-
che Arbeits- und Lebensbedingungen, 
Armut und Perspektivlosigkeit zu the-
matisieren.

Was muss ich mir überhaupt unter 
dem Wiener Opernball vorstellen?

Der Opernball ist etwas typisch Öster-
reichisches, das muss man zuerst dazu 
wissen. Er wird immer sehr staatstra-

gend inszeniert. Kapital und Politik 
klopfen sich gegenseitig auf die Schul-
ter. Da interviewt der ORF sogenannte 
Promis und jene, die es gerne wären. 
Die Vorsitzenden der Parlamentspar-
teien und der Bundespräsident dürfen 
eifrig Hände schütteln. Richard Lugner 
stellt seinen Staatsgast vor. Das alles 
passiert, ohne dass es öffentlich hinter-
fragt wird. Die gesellschaftlichen Eliten 
feiern sich gegenseitig in Logen, die 
mehr als 20.000 Euro kosten, während 
es so eine eklatante Verarmung auf der 
anderen Seite gibt. Insofern eignet sich 
der Ball als Symbol sehr gut, um die 
gesellschaftlichen Widersprüche aufzu-
zeigen.

Trotzdem bleibt ja die Frage, 
warum Sie an alte Traditionen an-
knüpfen wollen und nicht vielleicht 
mal was neues, auch neue Formen 
des Protests, entwickeln. Anknüp-
fungspunkte und mögliche Orte 
gibt es ja genug.

Wir halten es nach wie vor für das ge-
eignetste Symbol. Uns geht es darum, 
wieder einen Bezug zur sozialen Frage 
herzustellen. Während sich gerade in 

Österreich linke Proteste in den vergan-
genen zehn bis 15 Jahren immer weiter 
von sozialen Themen wie betrieblichen 
Auseinandersetzungen oder ähnlichem 
entfernt haben, wollen wir das wieder in 
den Mittelpunkt rücken. Es reicht nicht, 
auf jeder zweiten Podiumsdiskussion zu 
betonen, wie wichtig die soziale Frage 
ist, sondern dieses Gelaber muss tat-
sächlich wieder mit Leben gefüllt wer-
den. Bis jetzt sind die Rückmeldungen 
dazu auch sehr positiv.

In welche Richtung gehen die 
Auseinandersetzungen bei Ihnen 
momentan statt dessen? Ist es wie 
in vielen anderen europäischen 
Ländern ein Protest gegen die Aus-
wirkungen des Rechtspopulismus?

Das kann man so sagen. Die größten 
Mobilisierungen in den vergangenen 
Jahren gab es im Antifa-Bereich und 
beim Thema Flüchtlinge. Beides ist na-
türlich notwendig, aber bei weitem nicht 
genug für frische Politik.

Zum Schluss noch mal zurück zur 
Opernballdemo: In der Vergan-
genheit waren die Proteste starken 
Repressionen ausgesetzt. Spüren 
Sie davon etwas im Vorfeld?
Gar nicht, die Stimmung ist über-

raschenderweise sehr entspannt. Wir 
werden nun sehen, was am Donnerstag 
passiert. Es ist aber auch schon lange 
her, dass es größere Demonstrationen 
gegeben hat. Von uns hat es in den 
vergangenen Jahren ja immer wieder 
kleinere Aktionen direkt vor der Oper 
gegeben, bei denen aber auch Anzeigen 
gegen Genossen ausgesprochen wur-
den.� Interview: Claudia Wrobel

»Die soziale Frage wieder in 
den Mittelpunkt rücken«

Enormer Appetit

Demonstrant

Deutsche Aufrüstung wird beschleunigt

Ein-Euro-Job des Tages 

Ein Euro pro Stunde ist unbe-
stritten ein Hungerlohn. Auch 
in der Ukraine, wo der offi-

zielle Mindestlohn bei umgerechnet 
110 Euro im Monat liegt. Doch weil 
selbst der nicht immer gezahlt wird, 
ist sogar (umgerechnet) ein Euro 
offenbar doch ein gutes Geld. Zumal 
man nicht viel dafür tun muss und an 
der frischen Luft ist.

Wie das ukrainische Portal 
strana. ua bei einem Streifzug durch 
die sozialen Netzwerke des Landes 
festgestellt hat, wimmelt es dort von 
Angeboten wie: »Männer bis maxi-
mal 40 für Demonstration gesucht. 
Stundenlohn 25 Griwna (85 Cent). 
Herumstehen reicht. Melde dich un-
ter …« Andere Veranstalter von De-
mos sind großzügiger, zahlen bis zu 
1,30 EUR und nehmen auch Frauen 
und Rentner. Denn die Ukraine hat 
ja bekanntlich eine lebendige Demo-
kratie, in der jeder, der das Geld hat, 
seine Meinung auch auf der Straße 

vertreten lassen kann.
Der Bericht über die Demoho-

norare kam pünktlich zum dritten 
Jahrestag des Siegs des »Euromai-
dans«. Der verdankte einen Gutteil 
seiner Massenbasis ebenfalls be-
zahlten Demonstranten. Damals war 
allerdings das Honorar noch höher: 
20 Euro pro Tag ließen sich ukraini-
sche Oligarchen und »wohltätige« 
Stiftungen aus dem Ausland damals 
ihr Fußvolk kosten; die Kader beka-
men sogar Wohnungen im Kiewer 
Zentrum spendiert und mussten nicht 
in Matsch und Schnee in den maleri-
schen Zelten auf dem Chreschtscha-
tik hausen, mit denen das Fernsehen 
den Volksaufstand bebilderte. Die 
Partei des damaligen Präsidenten 
Wiktor Janukowitsch zahlte auch und 
sogar noch etwas mehr.

Aber so ist das halt: Im Gefolge 
des Euromaidan ist der Wechselkurs 
der Landeswährung auf ein Drittel 
gefallen, und durch die gestiegene 
Arbeitslosigkeit infolge des Zusam-
menbruchs der ukrainischen Volks-
wirtschaft ist das Angebot an aus-
nutzbaren Notlagen für Politikunter-
nehmer gestiegen. Folglich sank der 
Preis. Alles ganz marktwirtschaftlich 
und »europäisch«. Da gilt: Ihr habt 
es gewollt, ihr habt es bekommen.

� Reinhard Lauterbach

Schulz wirkt. Wegen SPD-
Umfragenhoch spielen in der 
CDU einige Stahlhelmfrak

tion, berechenbar wie Billardkugeln. 
Finanzstaatssekretär Jens Spahn gibt 
z. B. die Parole aus: Mehr Geld für 
Militär, weniger für Soziales. Prompt 
liegt die Union wieder vorn. Die 
AfD-Vaterlandsverteidiger der Gren-
zen von Greiz-Schleiz-Lobenstein 
und aller übrigen einst islamfreier 
großdeutscher Reiche gegen »Ein-
dringlinge« müssen sich eine neue 
patriotische Masche einfallen lassen: 
Sie liegen in der wöchentlichen Bild-
Umfrage nur noch bei elf Prozent, 
Tendenz fallend. Den Horizont er-
hellend auch dies: Die Grünen sind 
kurz vor fünf Prozent. Leider halten 
die Stürme im Wahlkampfwasserglas 
nie, was sie versprechen.

Nur eins ist sicher: Der Appetit 
auf Hochrüstung, Krieg und Kon-
frontation des neusten deutschen 
Imperialismus ist geweckt, und zwar 
ein gewaltiger. Was Spahn sagt, ist 
dauerhafter als Wahlkampf und wird 
diese Gesellschaft prägen. Um es 
in der von dem Romanisten Victor 
Klemperer »LTI« genannten »Spra-
che des Dritten Reiches« zu sagen: 
Jetzt wird »schlagartig« gehandelt. 
Was einst der Blitzkrieg war und wie-
der werden soll, ist zur Zeit auf die 
tägliche Aufrüstungsüberraschung 
beschränkt. Am Dienstag verlaut-
barte zunächst Spahn bei bild.de: 
»Etwas weniger die Sozialleistungen 
erhöhen in dem einen oder anderen 
Jahr – und mal etwas mehr auf die 
Verteidigungsausgaben schauen.« 
Die heißen tatsächlich immer noch 
so und nun ist – welch Glücksfall – 
mit Donald Trump auch noch der 
Grund gefunden, um richtig eins 

draufzulegen: Der lässt uns mit den 
Russen allein, wir brauchen mehr 
Kanonen. Zusatzrechtfertigung 
ist stets willkommen. Spahn hatte 
jedenfalls seine Blödelei über jähr-
lich steigende Sozialausgaben noch 
nicht ganz beendet, da meldete Dpa: 
»Deutschland rüstet auf: Bundeswehr 
soll auf 200.000 Soldaten wachsen«. 
Kriegsministerin Ursula von der Ley-
en verwies auf »IS-Terror, die Ein-
sätze in Mali und Afghanistan und 
die NATO-Präsenz im Baltikum« 
und erklärte: »Mit ihren Aufgaben 
muss auch die Bundeswehr wachsen 
dürfen.« Denn die Aufgaben kom-
men und steigen, keiner weiß woher 
und warum. Schon gar nicht bei 
unberechenbaren Arabern, Asiaten, 
Afrikanern oder gar Russen. Ange-
sichts dunkler Kontinente und heim-
tückischer Völkerschaften müssen 
wenigstens einige beim Kalkulieren 
bleiben. Bei uns ist Krieg eine mathe-
matische Aufgabe und hat mit Macht, 
Einfluss oder gar Interessen nichts zu 
tun. Alternativlos eben.

Hat übrigens jemand mitbekom-
men, was Ursula von der Leyen in 
der vergangenen Woche beim NATO-
Gipfel alles an Absichtserklärungen 
zur Aufrüstung unterzeichnet hat? 
Für U-Boote und Raketen (Norwe-
gen), für eine multinationale Flotte 
von Tank- und Transportflugzeugen 
(u. a. Niederlande), für tschechische 
und rumänische Truppen unter deut-
schem Kommando und eine Flie-
gerflotte (Frankreich) für Spezial
operationen.

Ob Schulz, ob Spahn, ob AfD oder 
Grüne: Das ist bestellt (und wurde 
lange vor Trump vorbereitet) und 
wird seinen Zweck erfüllen. Schlag-
artig.

Arnold Schölzel

Wien: Nach kleineren Aktionen rufen Aktivisten nun erneut zu  
großen Protesten gegen den Opernball auf. Gespräch mit David Lang
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David Lang ist Bundesvorsitzender der 
Kommunistischen Jugend Österreichs 

(KJÖ) 
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Abgeschrieben

Opernballdemo »Eat the rich –  

Kaviar für euch, Krise für uns«:  

Donnerstag, 23. Februar, 18 Uhr, U3 

Johnstraße, Wien


